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Sachgebiet 91 

Der Bundesminister Bonn, den 2. August 1971 

für Wirtschaft und Finanzen 
F/II B/2- Ve 1000-38/71 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Auswirkungen des Vergabestops im Straßenbau 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Pohlmann, Dr. Sprung, 
Rock, Dr. Warnke und Genossen 
- Drucksache VI/2353 - 


Die vorgenannte Kleine Anfrage beantworte ich namens der 
Bundesregierung wie folgt: 


1. Ist sie sich dessen bewußt, daß der mögliche Verlust von 
Straßenbaukapazitäten, der durch den Vergabestop erwartet 
werden muß, in hohem Maße unwirtschaftlich und unvertretbar 
ist, weil die Kapazitäten schon in Kürze wieder dringend be- 
nötigt werden, um die weiteren Straßenbaumaßnahmen aus- 
führen zu können? 

2. Sieht die Bundesregierung die Gefahr, die aus dem Verlust von 
Produktionskapazitäten für den Straßenbau sich für die weitere 
Preisentwicklung in diesem Wirtschaftssektor ergibt? 

Die von der Bundesregierung im Rahmen ihres Stabilisierungs- 
programms vom 9. Mai 1971 beschlossenen haushaltsmäßigen 
Verfügungsbeschränkungen dienen der unbestritten erforder- 
lichen Dämpfung des Preisanstiegs. Hiervon konnte der Stra- 
ßenbau angesichts der auch dort unbefriedigenden Preisentwick- 
lung nicht ausgenommen werden. Die Bundesregierung ist sich 
bewußt, daß ein ins Gewicht fallender Abbau von Straßenbau- 
kapazitäten für die zukünftige Entwicklung nachteilig wäre. Sie 
hat ihre Maßnahmen so ausgestaltet, daß dieses Risiko mög- 
lichst klein gehalten wird. 
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3. Ist die Bundesregierung bereit, die konjunkturpolitischen Haus- 
haltssperren so zu modifizieren, daß die Kapazitätsverluste in 
der überwiegend mittelständischen Straßenbauwirtschaft ver- 
hindert werden? 

4. Ist die Bundesregierung bereit, die konjunkturpolitisch beding- 
ten Haushaltssperren regional zu differenzieren, d. h. in den 
wirtschaftsschwachen Gebieten auf einen totalen Vergabestop 
zu verzichten, um damit dem Verlust von Straßenbaukapazitäten 
in diesen Räumen zu begegnen? 

5. Zwischen der Mittelbereitstellung und der Auftragsvergabe im 
Straßenbau vergehen Wochen und Monate. Ist die Bundesregie- 
rung bereit, in dieser Frage schnell zu entscheiden? 


Um die Härten des zunächst verfügten Vergabestops zu mil- 
dern, ist die ursprüngliche prozentuale Verfügungsbeschrän- 
kung mit Wirkung vom 20. Juni 1971 aufgehoben worden. An 
ihre Stelle ist eine betragsmäßig festgelegte Verfügungs- 
beschränkung getreten, die für den Bereich des Bundesfern- 
straßenbaus nur noch 85 Mio DM beträgt. Aufgrund dieser 
Lockerung konnte in den letzten Wochen eine Reihe von Aus- 
nahmen von dem Vergabestop für verkehrlich dringliche Maß- 
nahmen zugelassen werden. Die Bundesregierung strebt an, bei 
der Vergabe von Straßenbauaufträgen die Belange der mittel- 
ständischen Straßenbaubetriebe sowie regionalpolitische Ge- 
sichtspunkte zu berücksichtigen. Im übrigen ist die Bundes- 
regierung bemüht, den Straßenbau im Rahmen der gegebenen 
Möglichkeiten kontinuierlich weiterzuführen. Dies wird ihr um- 
so leichter fallen, je schneller eine Preisberuhigung im Straßen- 
bau eintritt. 


In Vertretung 

H. Hermsdorf 
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